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109. Verordnung: Mitteilung der Arbeitgeber an das Wohnsitzfinanzamt zur Durchführung des Jahres-
ausgleichs von Amts wegen

110. Verordnung: Anpassung der Ausgleichstaxe nach dem Behinderteneinstellungsgesetz für das
Kalenderjahr 1989

111. Verordnung: Änderung der Studienordnung für den Studienversuch Angewandte Betriebswirtschaft

109. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 7. Februar 1989 betreffend
Mitteilung der Arbeitgeber an das Wohnsitz-
finanzamt zur Durchführung des Jahres-

ausgleichs von Amts wegen

Gemäß § 72 Abs. 3 Einkommensteuergesetz
1972, BGBl. Nr. 440, in der Fassung des 2. Ab-
gabenänderungsgesetzes 1987, BGBl. Nr. 312,
haben die Arbeitgeber zur Durchführung des Jah-
resausgleichs dem Wohnsitzfinanzamt ohne Auf-
forderung bis zum 30. April 1989 Lohnzettel (§ 84
Einkommensteuergesetz 1972) jener Arbeitnehmer
zu übermitteln, die keine oder eine Lohnsteuer-
karte mit Ordnungszahl vorgelegt haben. Die Mit-
teilung in Form des Lohnzettels hat auch die Versi-
cherungsnummer und ein allfälliges Sterbedatum
zu enthalten. Diese Meldung kann auch durch
einen Datenträger erfolgen, wenn diese ohne wei-
tere Kosten vom Bundesrechenamt im Namen der
auftraggebenden Finanzämter verarbeitet werden
kann.

Lacina

110. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 9. Feber 1989 über
die Anpassung der Ausgleichstaxe nach dem
Behinderteneinstellungsgesetz für das Kalen-

derjahr 1989

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Behinderteneinstel-
lungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 567/1985 und BGBl.
Nr. 721/1988 wird verordnet:

§ 1. Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes mit der Verordnung vom
23. Dezember 1988, BGBl. Nr. 760, für das Kalen-

derjahr 1989 mit 1,021 festgesetzte Anpassungsfak-
tor ist in diesem Ausmaß auch für die Anpassung
der Ausgleichstaxe nach § 9 Abs. 2 des Behinder-
teneinstellungsgesetzes für das Kalenderjahr 1989
verbindlich.

§ 2. Die Höhe der gemäß § 9 Abs. 2 des Behin-
derteneinstellungsgesetzes zu leistenden Aus-
gleichstaxe beträgt demnach für das Kalenderjahr
1989 für jede einzelne Person, die zu beschäftigen
wäre, monatlich 1 560 S (in Worten: eintausend-
fünfhundertsechzig Schilling).

Dallinger

111. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. Feber
1989, mit der die Studienordnung für den Stu-
dienversuch Angewandte Betriebswirtschaft

geändert wird

Auf Grund des § 13 Abs. 8 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 561/
1978 wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Wis-
senschaft und Forschung über die Studienordnung
für den Studienversuch Angewandte Betriebswirt-
schaft, BGBl. Nr. 252/1984, wird wie folgt geän-
dert:

§ 2 lautet:

„§ 2. Das Studium der Angewandten Betriebs-
wirtschaft wird an der Universität für Bildungswis-
senschaften Klagenfurt bis zum Ende des Sommer-
semesters 1993 eingerichtet."

Neisser
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